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Bürgermeister Kreuzberg  eröffnet die Sitzung und stellt die form- und fristgerechte Einladung 
sowie die Beschlussfähigkeit der Versammlung fest. 
  
A) Öffentlicher Teil 
 
Bürgermeister Kreuzberg bittet um Ergänzung der Tagesordnung im öffentlichen Teil um den 
TO-Pkt. „Auflösung und Neubildung des Wahlausschusses“, Vorlage-Nr. 26/08 f. 
 
  --- 
 
Der Hauptausschuss stimmt der Ergänzung der Tagesordnung zu. 
 
  --- 
 
Bürgermeister Kreuzberg führt aus, dass sich im Rahmen des T0-Punktes 12 „Einstellungen, 
Beförderungen und Höhergruppierungen“ Herr Markus Hirschberg den Mitgliedern des 
Hauptausschusses vorstellen wolle. Damit Herr Hirschberg nicht bis zur nichtöffentlichen Sitzung 
warten müsse, schlägt  er  vor, die Sitzung gleich mit der Vorstellung zu beginnen. 
 
  --- 
 
Der Hauptausschuss ist mit dem Vorschlag des Bürgermeisters einverstanden. 
 
  --- 
 
Herr Markus Hirschberg, Dipl.-Sozialarbeiter, stellt sich persönlich und seine Arbeit den 
Mitgliedern des Hauptausschusses vor. 
 
Bürgermeister Kreuzberg wünscht Herrn Hirschberg alles Gute und viel Erfolg und bedankt sich 
für die Vorstellung. 
 
1. Niederschrift vom 19.5.08  
 
Gegen die Fassung der Niederschrift vom 19.5.08 werden keine Einwände erhoben. 
 
2.  Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NW 
 
2.1 Verkehrsberuhigung in der Kölnstr./Wettersteinbereich 
      hier: Schreiben von Herrn Karl Martinet vom 31.7.08 
      Vorlage-Nr.  36/90 fn 
 
Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der Antrag an den Verkehrsausschuss 
weitergeleitet wurde.  
 
2.2 Bebauungsplan Nr. 7, Danziger Straße 
      hier: Schreiben von Herrn Peter Rieger vom 5.8.08 
      Vorlage-Nr. 331/72  i 
 
Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der Antrag an den Ausschuss für Planung und 
Stadtentwicklung  weitergeleitet wurde.  



 

 
 
3. Durchführung der Gesellschafterversammlung Gebausie  für das Geschäftsjahr 2007          
Vorlage-Nr. 88/95 aa 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat beauftragt den Gesellschaftsvertreter, Ratsherrn Wolfgang Poschmann, in der 
Gesellschaftsversammlung der Gebausie (Gesellschaft für Bauen und Wohnen mbH) folgende 
Beschlüsse herbeizuführen: 
 
1. Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Gebausie (Gesellschaft für Bauen und Wohnen 

mbH) für das Wirtschaftsjahr 2007 wird in der vorgelegten Form genehmigt und der 
Jahresabschluss 2007 festgestellt. 

 
2. Geschäftsführer und Aufsichtsrat der Gebausie wird für das Geschäftsjahr 2007 Entlastung 

erteilt. 
 
- einstimmig - 
 
4. Großflächenplakatständer für Wahlwerbung        
     Vorlage-Nr. 26/08 
 
Der Hauptausschuss beschließt, dass die Großflächenplakatständer für Wahlwerbungen nicht 
mehr zur Verfügung gestellt werden. 
 
- einstimmig - 
 
5. Bildung der Einigungsstelle nach § 67 LPVG NW 
    (Landespersonalvertretungsgesetz Nordrhein-Westfalen)    
    Vorlage-Nr. 197/84 o 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat stimmt in Ausführung des § 67 LPVG NW der Berufung von  
 
 - Herrn Prof. Siegfried Willutzki, Köln, 
   zum Vorsitzenden und  
 - Herrn Verwaltungsdirektor a. D. Hans-Jürgen Geller, Brühl, 
   zum stellvertretenden Vorsitzenden 
 
der Einigungsstelle der Stadtverwaltung Brühl zu. 
 
Der Rat legt außerdem im Einvernehmen mit dem Personalrat der Stadtverwaltung Brühl die Zahl 
der Beisitzer auf zwölf fest und benennt die nachstehend genannten Personen als Beisitzer für die 
Einigungsstelle: 
 
- Stadtrechtsdirektorin Iris Neitzel, Stadt Wesseling 
- Stadtoberverwaltungsrat Hans Krämer, Stadt Hürth 
- Stadtoberamtsrat Herbert Baum, Stadt Bedburg 
- Stadtverwaltungsdirektor Wolfgang Berger, Stadt Bergheim 
- Stadtoberamtsrat Thomas Klütsch, Stadt Kerpen 
- Stadtoberverwaltungsrat Günter Schmitz, Stadt Pulheim. 
 
- einstimmig - 



 
 
 
6. Auflösung und Neubildung des Wahlausschusses 
    Vorlage-Nr. 26/08 f 
 
Der Hauptausschuss verweist die Vorlage zur Beschlussfassung an den Rat. 
 
- einstimmig - 
 
7. Annahme einer Sachspende vom Förderverein der Freiwilligen Feuerwehr Brühl e.V.       
    Vorlage-Nr. 30/08 
 
Bürgermeister Kreuzberg bedankt sich bei dem anwesenden Vorsitzenden des Fördervereins, 
Herrn Claus Georges, dank dessen Initiative die Spende ermöglicht werde.  
 
 --- 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat der Stadt Brühl nimmt die 17.000 € Spende des Fördervereins der Freiwilligen Feuerwehr 
Brühl e.V. in Form eines neunsitzigen Mannschaftstransportwagens für die Freiwillige Feuerwehr 
bzw. die Jugendfeuerwehr an. 
 
- einstimmig - 
 
8.   Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen 
 
8.1  6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den   
       Krankentransport und die Notfallrettung in der Stadt Brühl – Satzung Rettungsdienst –  
       vom 1.7.1996 
       hier: Notarztgebühr 
       Dringlichkeitsentscheidung Bürgermeister Kreuzberg und 
       Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) vom 18.7.08    
       Vorlage-Nr. 106/99 g 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat, folgende Dringlichkeitsentscheidung zu genehmigen: 
 
Bürgermeister Michael Kreuzberg und Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD)  (SPD) beschließen 
im Wege einer Dringlichkeitsentscheidung gem. §60 (2) GO NRW folgende 6. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Krankentransport und die 
Notfallrettung in der Stadt Brühl -   Satzung Rettungsdienst   - 
 
- einstimmig - 
 
8.2  Bauvorhaben Hubertusstraße 
       hier: überplanmäßige Auszahlung 
       Dringlichkeitsentscheidung Bürgermeister Kreuzberg und 
       Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) vom 18.7.08  
       Vorlage-Nr. 245/88 h 
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) nimmt Bezug auf die Erläuterungen und den dortigen 
Vorschlag, die Maßnahme „Zum Donnerbach“ zu verschieben, „da die Sanierung der Kanäle in 
2008 nicht vorgesehen sei“. Er frage sich, warum im Haushalt entsprechende Mittel eingesetzt 
worden seien, wenn die Maßnahme nicht vorgesehen sei. 
 



 

 
Bürgermeister Kreuzberg erwidert, dass sich die Reihenfolge der Inangriffnahme der Maßnahme 
nach deren Dringlichkeit bestimme. 
 
 --- 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat, folgende Dringlichkeitsentscheidung zu genehmigen: 
 
Bürgermeister Michael Kreuzberg und Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) beschließen im 
Wege einer  Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 (1) Satz 2 GO NRW, eine überplanmäßige 
Auszahlung von 110.000 € für den Ausbau der Hubertusstraße bereitzustellen. 
Deckung: Kostenstelle 54017900 BV Zum Donnerbach in gleicher Höhe 
 
- einstimmig – 
 
8.3 Bauvorhaben von Holte-Straße  
     hier: überplanmäßige Auszahlung 
     Dringlichkeitsentscheidung Bürgermeister Kreuzberg und 
     Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) vom 18.7.08     
     Vorlage-Nr. 50/07 b 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat, folgende Dringlichkeitsentscheidung zu genehmigen: 
 
Bürgermeister Michael Kreuzberg und Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) (SPD) beschließen 
im Wege einer  Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 (1) Satz 2 GO NRW eine überplanmäßige 
Auszahlung von 21.000 € für das Bausvorhaben von-Holte-Straße bereitzustellen. 

Deckung: Kostenstelle 54 01 79 00 Zum Donnerbach gleiches Konto 
 
- einstimmig - 

 
9. Dringlichkeitsentscheidung 
 
9.1 Erweiterungsneubau der Erich-Kästner-Realschule 
      hier: Überplanmäßige Auszahlung 
      Bezug SchSpA 17.06.2008      
      Vorlage-Nr. 29/86 ak 
 
Der Hauptausschuss beschließt im Wege einer Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 (1) GO 
NW eine überplanmäßige Auszahlung in Höhe von 200.000,00 € bei Sachkonto/Kostenstelle 
78310/21020230 (Erweiterung Realschule). 
 
Deckung: Sachkonto/Kostenstelle 41110/61010000 – Schlüsselzuweisungen – 
 
- einstimmig - 
 
10. Anträge 
 
10.1 Verbesserung Sportplatz Vochem; Aufhebung Sperrvermerk                           
       hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 24.6.08      
      Vorlage-Nr. 60/07 z und 60/07 ab 
 
Der Hauptausschuss stimmt dem Antrag der CDU-Fraktion zu und beschließt, den Sperrvermerk  
für die Mittel „Sportplatz Vochem“ im Haushaltsplan 2008 aufzuheben.  
 
- einstimmig – 
 



 
 
10.2  Zwischenbericht über die aktuelle Entwicklung der Haushaltsposten im laufenden   
         Haushaltsjahr      
         hier: Antrag der Fraktion Die Grünen vom 5.8.08      
         Vorlage-Nr. 60/07 aa 
 
Stadtkämmerer Freytag teilt mit, dass sich das Berichtswesen z.Z. im Aufbau befinde. Die 
entsprechenden Vorbereitungen würden getroffen, obwohl es sich um ein aufwendiges Verfahren 
handele. Er erläutert, dass es bei den Ertrags- und Aufwandspositionen z.Z. keine grundsätzlichen 
Abweichungen gebe. Hauptertragsposition seien die Steuern, die im Bereich des Planansatzes 
lägen. Der avisierte Überschuss in Höhe von 2,1 Millionen € werde sicherlich erreicht. Allerdings 
habe man im Liquiditätsbereich noch ein deutliches Minus zu verzeichnen.  
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) fragt, ob er eine entsprechende Darstellung auch in 
Schriftform haben könne.  
 
Stadtkämmerer Freytag sagt Bericht zu.  
 
11. Mitteilungen 
 
11.1 Ausstellung 
 
Bürgermeister Kreuzberg teilt mit, dass derzeit im Kreuzgang des Rathauses A eine Ausstellung 
der Verbraucherzentrale über Abfalltrennung besichtigt werden könne. Er empfiehlt den Besuch 
der sehr informativen Ausstellung. 
 
12. Anfragen 
 
12.1 Erweiterung des Phantasialandes 
        Bezug: Anfrage der SPD-Fraktion  vom 4.8.08       
        Vorlage-Nr. 35/01 s 
 
Bevor er auf die Fragen im Einzelnen eingeht, macht Bürgermeister Kreuzberg zunächst eine 
Bemerkung bzw. Richtigstellung zum einleitenden Satz: 
„Eine Äußerung dergestalt, dass eine Erweiterung des Phantasialandes nicht zu verwirklichen sei, 
habe ich nicht getroffen. Richtig ist vielmehr, dass ich aufgrund des mir angekündigten Schreibens 
des Landesbetriebs Wald und Holz, das mir zu dem Zeitpunkt noch nicht vorlag, Zweifel an einer 
Umsetzbarkeit der Erweiterungspläne im beantragten Rahmen geäußert habe.“ 
 
Zu den Anfragen der SPD-Fraktion nimmt Bürgermeister Kreuzberg wie folgt Stellung: 
 

• Warum haben Sie ohne ausdrückliche Genehmigung des Rates 18.000 € für ein Gutachten 
zur Bestätigung der Erweiterungspläne ausgegeben? 

 
„Zunächst ist festzustellen, dass die Auftragsvergabe keiner Genehmigung des Rates oder eines 
seiner Ausschüsse bedurfte. Auftragsvergaben gelten bis zu einem Volumen in Höhe 40.000 € als 
laufendes Geschäft der Verwaltung. Die Auftragsvergabe wurde dem Vergabe- und 
Liegenschaftsausschuss in üblicher Weise zur Kenntnis gegeben. Die entsprechenden 
Haushaltsmittel standen bei den in Anspruch genommenen Haushaltstiteln durch Beschluss über 
den Haushaltsplan zur Verfügung. 
Inhaltlich war die Beauftragung eines ergebnisoffenen Gutachtens erforderlich, weil die 
arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen einer möglichen Erweiterung und auch der Nichterweiterung 
gegenüber einer allseits diskutierten Umweltproblematik vollständig in den Hintergrund getreten 
waren.“  

 
• Warum distanzieren Sie sich davon, nachdem in der Presse von einer ablehnenden 

Haltung des Landesbetriebs Wald und Holz berichtet wurde? 
 



 

„Zu keinem Zeitpunkt habe ich mich von den Ergebnissen des Gutachtens oder den 
Erweiterungsplänen des Parks distanziert.“ 
 

• Haben Sie nachgefragt, ob es sich in dem Schreiben des Landesbetriebs um die Haltung 
der Landesregierung handelt? (Sie hatten ja inzwischen mehrfach Gelegenheit zum 
persönlichen Gespräch mit Herrn Rüttgers.) 

 
„Wie für die Kommunalverwaltung gilt auch für die Landesregierung der Grundsatz der 
Einheitlichkeit der Verwaltung. Insofern habe ich keine Veranlassung, an der Abgestimmtheit 
dieser Aussage zu zweifeln.“ 
 

• Haben Sie geprüft, welche Folgen das Scheitern der Erweiterungspläne für das            
Phantasialand und die damit verbundenen Arbeitsplätze hat? 

 
Siehe Antwort zur ersten Frage. 
 

• Haben Sie mit den beteiligten Behörden nach einer Lösung gesucht, die einen             
geringeren Verbrauch von Waldfläche verursacht, z.B. durch Bau von Parkdecks entlang 
der Autobahn? 

 
„Es wird darauf hingewiesen, dass es sich um ein Verfahren zur Änderung des Regionalplanes 
handelt. Mithin ist zunächst eine Verfahrensherrschaft der Bezirksplanungsbehörde Köln gegeben. 
Selbstverständlich steht die Stadt Brühl in engem Kontakt mit den dortigen Stellen. Eine 
vollständige Alternativenprüfung wurde vorgenommen. Ohne dieselbe wäre ein Beschluss über die 
Regionalplanänderung u. U. rechtsfehlerhaft.  
Daher bleibt zunächst abzuwarten, wie der Regionalrat in seiner nächsten Sitzung am 19.09.2008 
beschließen wird.“ 
 

• Wird es einen stärkeren Druck zur Erweiterung des Phantasialandes nach 
 Osten, wenn die Westerweiterung scheitert? 

 
„Die Frage ist rein spekulativ zu beantworten. Neben der politisch einstimmig artikulierten 
Ablehnung einer Erweiterung nach Osten, hat die Alternativenprüfung im Verfahren ergeben, dass 
die mit einer Ausdehnung in Richtung der Wohnbebauung verbundenen Immissionsprobleme nicht 
zu bewältigen sind.“ 
 
Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) bezeichnet das Schreiben des Landesbetriebes Wald 
und Holz als „Schuss vor den Bug“. Es sei nicht nachvollziehbar, warum der Regierungspräsident 
eine befürwortende Vorlage im Regionalrat vorlege, wenn das Schreiben des Landesbetriebes die 
Meinung der Regierung wiedergebe. S. E. wäre es Aufgabe der Stadt gewesen, zu prüfen, was 
hinter diesen widersprüchlichen Vorgängen stecke. 
Er fragt, ob derzeit seitens der Stadt neue Perspektiven entwickelt würden, da es sich um ein 
überaus wichtiges Thema handele und in erster Linie die Stadt Brühl davon betroffen sei. 
 
Bürgermeister Kreuzberg macht zum wiederholten Male darauf aufmerksam, dass die 
Verfahrensherrschaft bei der Bezirksplanungsbehörde liege. Selbstverständlich sei man im 
Gespräch, müsse jedoch den voraussichtlich am 19. September 2008 fallenden Beschluss des 
Regionalrates abwarten. 
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) kann die Zurückhaltung des Bürgermeisters 
verstehen. Allerdings habe sich die Stadt Brühl eindeutig für eine Erweiterung ausgesprochen, so 
dass die Frage berechtigt sei, was die Stadt jetzt unternehme. 
 
Fraktionsvorsitzender Klug (CDU) warnt davor, sich in den spekulativen Bereich zu begeben. 
Niemand kenne die Vorlage für den Regionalrat, so dass es richtig sei, dessen Entscheidung 
abzuwarten. Wenn die Entscheidung so ausfalle, dass weitere Überlegungen anzustellen seien, so 
müssten alle Alternativen erneut untersucht und dargestellt werden. 



 

Abschließend fragt er den Bürgermeister, ob es richtig sei, dass der Landesbetrieb zurzeit nicht 
verhandeln dürfe.  
 
Bürgermeister Kreuzberg erwidert, dass dies die Haltung sei, obwohl er hier keine rechtliche 
Problematik sehe. 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) unterstreicht die Ausführungen des Bürgermeisters und des 
Fraktionsvorsitzenden Klug (CDU). Man habe sich seit dem Jahre 2000 mit dem Thema 
beschäftigt und alle Alternativen geprüft. Er könne daher alle jetzigen Gespräche nur als 
Scheindiskussionen bezeichnen. 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz (fw/bVb) schlägt ebenfalls vor, das weitere Verfahren im 
Regionalrat abzuwarten. Allerdings sei das Verhalten des Betreibers falsch, wenn dieser nicht mit 
einer Ablehnung rechne.  
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) bezeichnet es als grundsätzlich richtig, 
Spekulationen zu unterlassen. Nichts desto trotz könnten die Fraktionen jedoch Position beziehen. 
 
Ratsherr Hosmann (CDU) weist darauf hin, dass man sich unter dem TO-Pkt. „Anfragen“ befinde 
und hier Diskussionen unterlassen sollte.  
 
12.2 Denkmal an der Synagoge 
 
Ratsherr Hosmann (CDU) führt aus, dass die Anbringung einer Gedenktafel am Denkmal 
vorgesehen sei. Er fragt, wo und wann diese Tafel angebracht werden solle.  
 
Bürgermeister Kreuzberg teilt mit, dass der Vorschlag vom Förderverein der Brühler Initiative für 
Völkerverständigung gekommen sei. Die Stadt Brühl habe hierzu Stellung genommen. Was nun 
weiter geschehe, müsse abgewartet werden.  
 
12.3 Raucherclub 
 
Ratsherr Hosmann (CDU) fragt, warum der auszufüllende Abschnitt für die Mitgliedschaft in 
einem Raucherclub an die Stadt Brühl gesandt werden müsse. 
 
Bürgermeister Kreuzberg sagt schriftliche Beantwortung zu. 
 
12.4 Wasserschäden 
 
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender Dahmen (CDU) berichtet, dass nach den starken 
Niederschlägen in den vergangenen Tagen viele Keller von Anwohnern der Bonnstraße unter 
Wasser gestanden hätten. Er fragt, wo die Ursachen lägen und wie man dies künftig verhindern 
könne.  
 
Erster Beigeordneter Brandt berichtet, dass das Problem bekannt sei und derzeit 
Ursachenforschung betrieben werde. Sicher sei, dass es im Bereich des Regenrückhaltebeckens 
keine Probleme gegeben habe. Möglicherweise liege das Problem im Bereich des Trennsystems, 
da es zu einem Stau komme, wenn keine Rückschlagventile angebracht seien. Man werde der 
Sache jedoch auf den Grund gehen. 
 
12.5 Bolzplatz Schwadorf 
 
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender Dahmen (CDU) teilt mit, dass der Bolzplatz seit Juni 
gesperrt sei. Der Abschluss der Baumaßnahme sei bis Ende September avisiert worden. Er fragt, 
ob dieser Termin eingehalten werden könne und ab wann der Bolzplatz wieder bespielbar sei. 
 



 

Erster Beigeordneter Brandt erklärt, dass die Verzögerung mit der Problematik bei der 
Stahlbeschaffung zusammen hänge. Man versuche selbstverständlich, den Termin einzuhalten, 
was heute jedoch noch nicht vorhersehbar sei.  
 
 
 
12.6 Parkplatz  Schloss 
 
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender Dahmen (CDU) berichtet, dass es bei der Abfahrt nach 
den Feuerwerkskonzerten wohl zu chaotischen Verhältnissen gekommen sei. Er fragt, ob es nicht 
möglich sei, bei solchen Großereignissen Sonderkonditionen zu erwirken.  
 
Erster Beigeordneter Brandt bestätigt, dass es sehr ärgerlich sei, wenn auf der einen Seite in 
Brühl so großartige Veranstaltungen statt fänden und diese dann mit so vielen Problemen endeten. 
Selbstverständlich habe man hier bereits Kontakt mit den Stadtwerken aufgenommen, um künftig 
einen besseren Verkehrsabfluss zu gewährleisten. 
 
12.7 Nichtraucherlokale 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz (fw/bVb) glaubt, dass es durch die Möglichkeit der Einrichtung 
von Raucherclubs vornehmlich nur noch Raucherlokale in Brühl gebe. Er fragt, ob es auch noch 
Kneipen gebe, in denen nicht geraucht werden dürfe. 
 
Bürgermeister Kreuzberg teilt mit, dass es auch noch Nichtraucherlokale im Stadtgebiet gebe. 
 
12.8 Alter Friedhof Vochem 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz (fw/bVb) teilt mit, dass die Grünanlagen verwucherten und fragt, 
wann der dringend notwendige Beischnitt der Pflanzen erfolge. 
 
Bürgermeister Kreuzberg sagt Beantwortung zu. 
 
12.9 Kreisverkehrsanlage Sommersberg 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz (fw/bVb) teilt mit, dass die Kreisverkehrsanlage in einem 
desolaten Zustand sei und fragt, wann hier etwas unternommen werde. 
 
Bürgermeister Kreuzberg sagt weitere Veranlassung zu,  gibt allerdings zu bedenken, dass 
derzeit aufgrund der Wetterlage alles sehr schnell wachse und man mit dem Grünschnitt nicht 
immer beikomme. 
 
12.10 Etateinbringung 2009 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz (fw/bVb) fragt, ob die geplante Terminierung eingehalten werden 
könne.  
 
Stadtkämmerer Freytag erwidert, dass er davon ausgehe. 
 
12.11 Überschwemmungen 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) verweist auf die Schwierigkeiten und die Überlegungen 
hinsichtlich einer möglichen Klage in Zusammenhang mit der Überschwemmung des 
Dickopsbaches. Er fragt, wie die Stadt Brühl die Aussichten einschätze, da man auch Mitglied im 
Dickopsbachverband sei.  
 
Bürgermeister Kreuzberg teilt mit, dass der Verband tätig sei. 
 



 
12.12 Zusammenlegung Betriebshof/Stadtwerke 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) fragt nach dem Stand der Dinge. 
 
Bürgermeister Kreuzberg teilt mit, dass möglicherweise noch ein Ratsbeschluss erforderlich sei, 
der in einer der nächsten Sitzungen herbeigeführt werden müsse. 
 
 
12.13 Bescheinigungen bei Wasserschäden 
 
Ratsfrau Küster (CDU) fragt, ob es bei der Stadt Brühl eine Stelle gebe, die Unwetterschäden 
bestätige.  
 
Erster Beigeordneter Brandt teilt mit, dass eine formale Bestätigung nur vom Wetterdienst 
ausgestellt werden könne.  
 
 
 
 
 




